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1. Antragstext 

B.1.4.3 Zugang zur Höheren Berufsbildung sichern 

Die Erläuterungen des Handlungszieles sind mit folgendem Satz zu ergänzen: 
„Die Plafonierung der diesbezüglichen Kosten auf dem heutigen Stand muss gewährleistet 
sein.“ 

2. Begründung 

Der freie Zugang zu den höheren Fachschulen, sowie die Neuregelung zur Mitfinanzierung der 
Vorbereitungskurse für Berufsprüfungen und Höheren Fachprüfungen darf für den Kanton So-
lothurn nicht zu höheren Kosten führen. 

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

Nach Artikel 73 Absatz 1 Kantonsverfassung behandelt der Kantonsrat den Legislaturplan und 
nimmt davon Kenntnis. § 15 Gesetz über die wirkungsorientierte Verwaltungsführung sieht wei-
ter vor, dass der Regierungsrat den Legislaturplan erstellt und diesen dem Kantonsrat zur 
Kenntnisnahme unterbreitet. Der Legislaturplan ist damit als politisches Führungsinstrument des 
Regierungsrates konzipiert. Er setzt darin die Schwerpunkte seiner Politik und bestimmt, welche 
Ziele mit welchen Mitteln und in welchen Fristen erreicht werden sollen. Nach Artikel 73 Absatz 
2 Kantonsverfassung kann der Kantonsrat mit einem Planungsbeschluss den Regierungsrat zur 
Entwicklung einer Staatsaufgabe in bestimmter Richtung beauftragen. Der vorliegende Pla-
nungsbeschluss zielt jedoch nicht darauf, einen eigenen Schwerpunkt zur Legislaturplanung zu 
setzen. Mit einem Planungsbeschluss kann nicht auf die Art und Weise, wie ein Ziel erreicht 
werden soll, eingewirkt werden, sondern – wie es der Verfassungstext vorgibt – muss dieser den 
Regierungsrat beauftragen, eine Staatsaufgabe in eine bestimmte Richtung zu entwickeln. Zu-
dem kann mit einem Planungsbeschluss auch keine textliche Änderung im verabschiedeten Le-
gislaturplan gefordert werden. Den vorliegenden Planungsbeschluss beurteilen wir damit als 
unzulässig und würden diesen im Falle einer Überweisung als nicht verbindlich erachten.  

Der Bereich der höheren Berufsbildung ist bisher je nach Kanton und Branche bezüglich der 
Mitfinanzierung durch die öffentliche Hand recht unterschiedlich behandelt worden. Eine neue 
und einheitlichere Regelung ist angesichts der grossen Bedeutung dieses Bildungsbereichs für 
die berufliche Qualifikation wichtig. Mit der neuen Interkantonalen Vereinbarung über höhere 
Fachschulen HFSV, der wir bereits beigetreten sind und welche im Jahr 2015 in Kraft treten wird, 
wird künftig der freie Zugang zu diesem Schultyp gewährt. Die finanziellen Auswirkungen las-
sen sich heute nicht exakt voraussagen, da die Schulgeldtarife noch nicht fixiert sind und sich 
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Veränderungen bei der Nachfrage ergeben können. Gegenüber dem heutigen Stand erwarten 
wir aber keine wesentliche Veränderung der Schulgeldkosten für den Besuch von höheren Fach-
schulen.  

Derzeit noch unklar ist die künftige Regelung zur Mitfinanzierung der Vorbereitungskurse auf 
die Berufsprüfungen und höheren Fachprüfungen. Aktuelle Vorschläge gehen dahin, dass künf-
tig der Bund allein diese Kurse subventionieren soll. In diesem Fall würde der Kanton von den 
bisher ausgerichteten Schulgeldbeiträgen entlastet. Entsprechende Beschlüsse sind im nächsten 
Jahr zu erwarten.  

Das Festschreiben einer Plafonierung für die Beiträge an die höhere Berufsbildung wäre aber 
willkürlich und würde diesen Bildungsbereich gegenüber anderen benachteiligen.  

4. Antrag des Regierungsrates 

Nichterheblicherklärung. 
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